
Änderungsantrag zu A1 

Luce deLire 

 

I. Ergänzung zu Punkt 6:  

 

Wir begrüßen die derzeitige Vereinfachung von Aufenthaltsrecht und Zugang zu Gesundheits-, 

Bildungs- und Sozialsystemen sowie zum Arbeitsmarkt für Flüchtende aus der Ukraine unter der 

sogenannten „Massenzustrom Richtlinie“ (Richtlinie 2001/55/EG) des Europäischen Rates (in 

Deutschland auf Basis von § 24 AufenthG), insbesondere die Aussetzung der Einzelfallprüfung. Diese 

Praxis sollte auf Flüchtende und Schutzsuchende generell ausgeweitet werden.  

 

Begründung:  

a) Wir haben jetzt die Chance, aus den guten Erfahrungen mit der Vereinfachung des 

Aufenthaltsrechts ein Argument für eine generelle Reform des Umgangs mit Betroffenen von Flucht 

und Vertreibung zu machen. Diese Chance sollten wir nicht verstreichen lassen.  

b) Ähnliches wird derzeit von Organisationen wie ProAsyl etc. gefordert. Eine entsprechende 

institutionenübergreifende Petition ist in Arbeit. Hinter diese Anstrengungen sollten wir nicht zurück 

fallen.  

 

 

 

II. Generelle Ergänzung:  

 

0. Zusammenfassung:  

 

Wir fordern …  

• … einen sofortigen Stopp der Kämpfe in der Ukraine, eine unverzügliche Waffenruhe und den 

Abzug aller russischen Truppen.  

• … ein Ende aller Waffenexporte in Kriegs- und Krisengebiete.  

• … sofortige Einstellung der geplanten Aufrüstung der Bundeswehr mittels eines 100 

Milliarden „Sondervermögens“.  

• … strategische Sanktionen, die auf die reichsten 0,1 Prozent der russischen Bevölkerung und 

die russische Militärindustrie zugeschnitten sind. Sanktionen, die die Zivilbevölkerung in 

Russland und anderswo treffen, lehnen wir ab.  

• … das universelle Recht auf Asyl nicht nur für Flüchtende aus der Ukraine, sondern auch für 

Desertierende der russischen, der ukrainischen Armee sowie für Flüchtende und 

Schutzsuchende generell.  



• … Aufrechterhaltung bestehender Zusammenarbeit mit russischen Institutionen, wo möglich, 

um antirussischen Ressentiments entgegenzutreten.  

 

Darüber hinaus bitten wir alle Mitglieder der Partei DIE LINKE, sich aktiv an Kundgebungen, 

Mahnwachen, Demonstrationen und Diskussionen in Bezug auf die Ukraine zu beteiligen, um gegen 

Krieg und Aufrüstung und für eine progressive Friedenspolitik einzutreten.  

 

 

Begründung: Zur Erleichterung der Navigation im Text, zur Erleichterung des Zugangs für Menschen 

die keine Zeit oder Kraft haben drei Seiten argumentativen Text zu lesen und zur leichteren 

Verarbeitung in den sozialen Medien ist es hilfreich, dem Haupttext eine Zusammenfassung 

voranzustellen. Mein Vorschlag setzt sich aus Zitaten des Antrags A1 zusammen.  

 


